Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Verantwortlichkeit des Amtsvormundes nach Kündigung des Dienstverhältnisses

Problem- und Fragestellung

Bei uns hat ein Amtsvormund per 30.06.2002 gekündigt. Unsere Buchhaltung wird nicht in der Lage sein, 60 Vormundschaftsabrechnungen termingerecht zu erstellen. Der betreffende Amtsvormund macht sich Sorgen um die Haftung. Wer muss die ausstehenden Vormundschaftsberichte erstellen? Kann der Amtsvormund dem Bezirksrat (Aufsichtsbehörde) einen Kontoauszug (ohne Absprache mit der Buchhaltung) mitschicken und diesen kommentieren. Wer haftet für die nicht fertiggestellten Berichte? Bitte um baldige Antwort, da der Amtsvormund sich allenfalls rechtlich schützen muss.

Erwägungen

Das vormundschaftliche Amt wird beendet durch Hinfall oder Aufhebung einer Massnahme sowie durch Hinfall des Amtes während der Dauer der Massnahme oder Beendigung durch behördliche Verfügung. 

Hinfall des Amtes während der Dauer der Massnahme liegt vor bei Handlungsunfähigkeit oder Tod des Mandatsträgers (Art. 441 ZGB). Das ZGB kennt zudem folgende Beendigungsformen:


· Nichtwiederwahl / Nichtbestätigung im Amt (Art. 442/415)

· Entlassung im gegenseitigen Einvernehmen (Good, Das Ende des Amtes des Vormundes, N 6.12 ff., 39)

· Amtsniederlegung (Eintritt eines Ausschliessungs- oder Ablehnungsgrundes, Art. 443)

· Amtsenthebung (Art. 445)

· Amtsenthebung durch das Strafgericht (Art. 53 StGB)

Die Amtsniederlegung durch Kündigung eines Dienstverhältnisses, das der professionellen Führung vormundschaftlicher Mandate dient, ist im Gesetz nicht vorgesehen.
Good (Das Ende des Amtes des Vormundes, Freiburg 1992) vertritt unter Abstützung auf den Berner Kommentar BK-ZGB Schnyder/Murer die Meinung, dass die Regeln des ZGB über das Ende des vormundschaftlichen Amtes grundsätzlich auf Privatvormunde und Amtsvormunde in gleicher Weise Anwendung finden. Das gelte nur nicht

· Hinsichtlich der Geltendmachung von Ablehnungsgründen (Art. 383 ZGB)

· Betreffend Bestätigung im Amt (Art.442 ZGB).

Er vertritt trotzdem die Meinung, mit dem Ende des öffentlichrechtlichen Anstellungsverhältnisses müssten zwangsläufig auch die vormundschaftlichen Ämter enden (§6 N 6 S. 138). Aus diesem Grunde sollte seiner Meinung nach die Vormundschaftsbehörde unabhängig von der Berichtsperiode eine Entlassung des Amtsvormundes vornehmen können, mit dieser und erst mit dieser Verfügung werde der Amtsvormund aus seinem Amt entlassen. Das Amtsende sein keine Reflexwirkung des Endes der Beamtenstellung. Solange die Vormundschaftsbehörde diese Verfügung nicht erlassen hat, treffe den ausscheidenden Amtsvormund die Weiterführungspflicht (Art. 444 ZGB).

Dieser Auslegung stimmt der Basler-Kommentar (BSK-ZGB I/2-Affolter Art. 451-453 N 20 ff.) insofern zu, als für jeden einzelnen Fall sowohl eine Berufung als auch eine Entlassung zu erfolgen habe. Eine Weiterführungspflicht i.S.v. Art. 444 ZGB ab Dienstende wird aber ausgeschlossen, weil nach Auflösung des Arbeitsverhältnisses gar keine reale Möglichkeit mehr bestehe, auf die fraglichen Dossiers, Daten und rückwärtigen Dienste zuzugreifen, ja dies auch gar nicht mehr erlaubt sei. Die Weiterführungspflicht gemäss Art. 444 ZGB liege deshalb im Verantwortungsbereich der Trägerorganisationen der Amtsvormundschaften, welche in der Schweiz ganz unterschiedlich strukturert sind (teils bilden sie eine Organisationseinheit der Vormundschaftsbehörde, teils sind sie politischen Abteilungen oder Fachabteilungen unterstellt, teils bilden sie eine Organisationseinheit von öffentlichrechtlichen Körperschaften oder Kreisverwaltungen etc.). 

Der Basler Kommentar empfiehlt deshalb folgendes Vorgehen hinsichtlich der Ablage von Schlussbericht und Schlussrechnung:

· Der abtretende Amtsvormund/die abtretende Amtsvormundin erstellt einen Kurzbericht, welcher der Amtsnachfolge die Mandatsübernahme ermöglicht. 

· Die Vormundschaftsbehörde entlässt den austretenden Amtsvormund und überträgt die Amtsführung dem Nachfolger unter Aufrechterhaltung der bisherigen Berichtsperiode.

· Würden alle Mandate mit dem Ausscheiden des Amtsträgers/der Amtsträgerin abgeschlossen und dem/der neuen Amtsträger/in übertragen, würden künftig für sämtliche Mandate zum selben Zeitpunkt die Rechenschaftsberichte und Rechnugnen fällig, was nicht leistbar und auch nicht sinnvoll aus. Auch aus der Sicht der betreuten Personen gibt es kein Bedürfnis, die Rechenschaftsperiode nach einem Mandatsträger/innenwechsel zu ändern.

· Mit dieser Lösung übernimmt die Trägerschaft der Amtsvormundschaft die Haftung im Sinne von Art. 426 ZGB: Die Verantwortlichkeitsklage (Art. 430 ZGB) richtet sich diesfalls wohl gegen das Gemeinwesen.

Zu Ihrer Situation

Es kann solange kein Schlussbericht mit Schlussrechnung vorgelegt werden, als nicht ein Amtsnachfolger seine Arbeit aufgenommen hat. In der Regel ist das während der Kündigungsfrist der austretenden Betreuungsperson gar nicht möglich. Deshalb empfehlen wir Ihnen

· dass die austretende Betreuungsperson oder das Sekretariat der Vormundschaftsbehörde (abzusprechen!) sich bei urteilsfähigen Klienten oder deren gesetzlichen Vertretern nach Vorschlägen für eine Nachfolgeperson erkundigt (Art. 380/381 ZGB)

· Zu jedem Betreuungsfall einen Kurzbericht zu erstatten, aus welchem hervorgehen sollten

· die Art der Massnahme, 

· der Grund der Anordnung, 

· der konkrete Auftrag, 

· das Betreuungsziel, 

· alle Besonderheiten (Verhaltensauffälligkeiten, Gefahren, Vorlieben etc)

· der Stand der Dinge, 

· allenfalls hängige Entscheide oder noch nötige Eingaben (z.B. EL-Gesuche)

· die anstehenden Aufgaben. 

· wenn es technisch und personell möglich ist, einen Kontoauszug mitzuliefern und diesen zu kommentieren, erschiene dies sehr erwünscht (moderne und ausgereifte IT-Lösungen gestatten zu jederzeit nicht nur Betriebskontoauszüge, sondern auch jederzeitige Vermögensübersichten). Wenn das Vermögen bei der Vormundschaftsbehörde beziehungsweise unter ihrer Aufsicht bei Dritten in Verwahrung ist, wie dies das Gesetz vorsieht (Art. 399 ZGB), kann ein Auszug aus dem Betriebskonto genügen und die Vermögensübersicht bei der VB abgerufen werden.

· der Behörde Antrag zu stellen, wem die Mandate (interimistisch oder definitiv) ab welchem Zeitpunkt zu übertragen sind und dass dieser Person / diesen Personen die Pflicht zur Weiterführung des Mandats bis zur Fälligkeit der nächsten ordentlichen Rechenschaftsberichtsperiode obliegt. Ein vorzeitiger Bericht wäre fällig, wenn Unregelmässigekeiten entdeckt würden.

· dass die abtretende Betreuungsperson per Ende ihres Dienstverhältnisses aus ihrem Amt entlassen werde

· wem dieser Entscheid individuell eröffnet wird (urteilsfähige Klientschaft, Angehörige resp. gesetzliche Vertreter etc.)

· wer die Banken, Ausgleichskassen, Betreibungsämter usw. über den Wechsel der Unterschriftsberechtigung informiert (in der Regel müsste dies die VB oder ein von ihr beauftragtes Hilfsorgan wie z.B. das Revisorat tun).
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